
der Volkskammer entspricht es, daß das 
Oberste Gericht keine Normenkontrolle aus­
üben und folglich auch nicht etwa die Rechte 
des obersten Staatsorgans einschränken 
kann, d. h., das Oberste Gericht besitzt kein 
Prüfungsrecht über die Verfassungsmäßig­
keit und Gesetzlichkeit der Entscheidungen 
der Volkskammer. Allein die Volkskammer 
entscheidet über Zweifel an der Verfassungs­
mäßigkeit von Gesetzen (Art. 89 Abs. 3 Ver­
fassung). Eine weitere Konsequenz der Ein­
heitlichkeit der sozialistischen Staatsmacht 
besteht darin, daß das Oberste Gericht auch 
Rechtsvorschriften der Organe der Volks­
kammer — des Staatsrates, des Nationalen 
Verteidigungsrates, des Ministerrates sowie 
anderer zur Rechtsetzung befugter Staats­
organe — nicht auf ihre Verfassungsmäßig­
keit und Gesetzlichkeit überprüfen kann.

In vielen bürgerlichen Staaten bestehen da­
gegen besondere Gerichtshöfe, die berech­
tigt sind, die vom  Parlam ent erlassenen  
Rechtsnorm en auf ihre Verfassungsm äßig­
keit zu prüfen, selbständig aufzuheben oder  
abzuändern; m itunter wird ihren Entschei­
dungen Gesetzeskraft verliehen. Hierin  
drückt sich die Zersetzung der bürgerlichen  
Gesetzlichkeit, die Verlagerung politischer 
Entscheidungen auf Gerichtsorgane aus. Es 
widerspiegelt sich die von Lenin erkannte  
Gesetzm äßigkeit, daß die Herrschaftspraxis 
in den im perialistischen Ländern in wachsen­
dem  M aße durch die „verzweifelten Anstren­
gungen der Bourgeoisie, die von ihr selbst 
geschaffene und für sie unerträglich gewor­
dene Gesetzlichkeit loszuwerden",7  gekenn­
zeichnet ist.
Die bürgerliche Staatslehre hat die Theorie  
von der Gewaltenteilung und der Unabhän­
gigkeit der Gerichte zu „Kernstücken" der 
bürgerlichen Rechtsstaatsdem agogie und zur  
Rechtfertigung der „überragenden Stellung  
der Justiz"8  ausgebaut. Aus der Bindung an  
das Gesetz wurde der Gerichtsweg gegen  
den Gesetzgeber, das bürgerliche Parlam ent. 
Institutionell wurde dazu die Verfassungs­
gerichtsbarkeit, ideologisch die Lehre vom  
„Richterrecht" 'geschaffen. Die Gesetze wer­
den am  „überpositiven" Recht gem essen. Da­
m it wird die Bindung des Richters an das 
Gesetz aufgehoben, und er wird über das 
Recht gestellt.
So stellt § 137 Abs. 1 des Gerichtsverfas­
sungsgesetzes der BRD die „Fortbildung des 
Rechts" als eine Funktion der gerichtlichen  
Tätigkeit dar. Die Großen Senate des Bun­

desgerichtshofes werden ausdrücklich dazu  
bevollm ächtigt. Die wahren Beweggründe des 
„Richterrechts" werden deutlich, wenn fest­
gestellt wird, daß seine Entstehung „letzt­
lich eine politische Aufgabe" ist und bleibt, 
„die die bedeutende Verantwortung der 
rechtsprechenden Gewalt noch steigert"9 . 
Es sei in den Kreis der klassischen Rechts­
quellen aufgenom m en und in fast allen Ver­
fahrensregelungen der BRD ausdrücklich an­
erkannt.10  11  Verfehlt sei es anzunehm en, daß  
die Gerichte davon ausgeschlossen wären, 
allgem eine Rechtssätze zu bestim m en. „Auch  
die Gerichte haben, wenn das Gesetz schwieg  
oder die gesetzliche Regelung sinnlos ge­
worden war, d. h. offensichtlich der Gerech­
tigkeit widersprach . . . ,  neue Rechtsgrund­
sätze aufgestellt und danach die Rechte und  
Pflichten bestim m t."11  Die „Rechtsfortbil­
dung" durch „Richterrecht" wird sogar als 
richterliche Pflicht interpretiert.12  
Das .Richterrecht ist eine allgem eine Erschei­
nung der bürgerlich-im perialistischen Ge­
richtsbarkeit. Besonders gravierend sind  
hierfür die Veffassungsgerichtsbarkeit in der 
BRD, die sehr weitgehenden Befugnisse des 
Bundesverfassungsgerichts, die in verschie­
dener Hinsicht die Rechte des Bundestages 
antasten. So hat das Bundesverfassungs­
gericht praktisch eine Blankovollm acht, 
jede Rechtsnorm  des Parlam ents auf 
ihre Vereinbarkeit m it dem  Grund­
gesetz zu prüfen und außer Kraft 
zu setzen. Es m acht auch dem  Gesetzgeber 
Vorschriften darüber, wie eine m it seinen  
Ansichten übereinstim m ende Regelung etwa  
aussehen sollte. Äußerst weitreichend ist die 
Zuständigkeit des Bundesverfassungsge­
richts, über die Verfassungsm äßigkeit von  
Parteien zu entscheiden. Diese Befugnis m iß­
brauchte es auf Betreiben der Adenauer-Re­
gierung im  Jahre 1956 zum  verfassungswid­
rigen Verbot der KPD. W eitere Befugnisse
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